
Anträge der Klägerin 

— Festzustellen, dass die Republik Österreich dadurch gegen 
ihre Verpflichtungen aus der Richtlinie 2006/88/EG des Ra­
tes vom 24. Oktober 2006 mit Gesundheits- und Hygiene­
vorschriften für Tiere in Aquakultur und Aquakulturerzeug­
nisse und zur Verhütung und Bekämpfung bestimmter Was­
sertierkrankheiten ( 1 ) (wie geändert durch die Richtlinie 
2008/53/EG der Kommission vom 30. April 2008 zur Än­
derung von Anhang IV der Richtlinie 2006/88/EG des Rates 
in Bezug auf die Frühlingsvirämie des Karpfens (SVC) ( 2 )) 
verstoßen hat, dass sie die erforderlichen Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften zur Umsetzung dieser Richtlinie nicht 
vollständig erlassen beziehungsweise der Kommission diese 
Vorschriften nicht vollständig mitgeteilt hat; 

— der Republik Österreich die Kosten des Verfahrens aufzuer­
legen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Umsetzungsfrist der Richtlinie sei am 1. Mai 2008 abge­
laufen. 

( 1 ) ABl. L 328, S. 14. 
( 2 ) ABl. L 117, S. 27. 
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Europäischen Gemeinschaften/Königreich Belgien 

(Rechtssache C-315/09) 

(2009/C 256/25) 
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Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro­
zessbevollmächtigte: F. Erlbacher und L. de Schietere de Lo­
phem) 

Beklagter: Königreich Belgien 

Anträge 

Die Kommission beantragt, 

— festzustellen, dass das Königreich Belgien dadurch gegen 
seine Verpflichtungen aus der Richtlinie 2006/88/EG des 
Rates vom 24. Oktober 2006 mit Gesundheits- und Hygie­
nevorschriften für Tiere in Aquakultur und Aquakultur­
erzeugnisse und zur Verhütung und Bekämpfung bestimm­
ter Wassertierkrankheiten ( 1 ) in der durch die Richtlinie 
2008/53/EG der Kommission vom 30. April 2008 zur Än­
derung von Anhang IV der Richtlinie 2006/88/EG des Rates 
in Bezug auf die Frühlingsvirämie des Karpfens (SVC) ( 2 ) 

geänderten Fassung verstoßen hat, dass es die Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, die zur Umsetzung dieser Richt­
linie erforderlich sind, nicht erlassen oder sie der Kommis­
sion jedenfalls nicht mitgeteilt hat; 

— dem Königreich Belgien die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Umsetzungsfrist sei für die Richtlinie 2006/88 am 1. Mai 
2008 und für die Richtlinie 2008/53 am 1. August 2008 abge­
laufen. Zum Zeitpunkt der Einreichung der vorliegenden Klage 
habe der Beklagte noch nicht die zur Umsetzung der Richtlinien 
erforderlichen Maßnahmen erlassen oder diese der Kommission 
jedenfalls nicht mitgeteilt. 

( 1 ) ABl. L 328, S. 14. 
( 2 ) ABl. L 117, S. 27. 

Vorabentscheidungsersuchen des Court of Appeal (England 
& Wales) (Civil Division) (Vereinigtes Königreich), 
eingereicht am 12. August 2009 — Secretary of State for 

the Home Department/Maria Dias 

(Rechtssache C-325/09) 

(2009/C 256/26) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

Court of Appeal (England & Wales) (Civil Division) 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Berufungskläger: Secretary of State for the Home Department 

Berufungsbeklagte: Maria Dias 

Vorlagefragen 

1. Hat sich eine Unionsbürgerin, die sich in einem Mitgliedstaat 
aufhält, dessen Staatsangehörigkeit sie nicht besitzt, und die 
vor Umsetzung der Richtlinie 2004/38/EG ( 1 ) Inhaberin ei­
ner nach Art. 4 Abs. 2 der Richtlinie 68/360/EWG ( 2 ) 
rechtsgültig erteilten Aufenthaltserlaubnis war, jedoch wäh­
rend der Gültigkeitsdauer der Erlaubnis eine Zeit lang frei­
willig arbeitslos und nicht wirtschaftlich unabhängig war 
und die Voraussetzungen für die Erteilung einer solchen 
Erlaubnis nicht mehr erfüllte, während dieser Zeit, nur 
weil sie im Besitz der Erlaubnis war, im Aufnahmestaat 
„rechtmäßig aufgehalten“ für den Zweck des späteren Er­
werbs eines Daueraufenthaltsrechts nach Art. 16 Abs. 1 
der Richtlinie 2004/38/EG?
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